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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Die Kulturinstitute mit Uberregionaler Ausstrahlung in Zurich und Luzern sollen von den
Nachbarkantonen eine finanzielle Abgeltung erhalten. Eine von Zurich, Luzern, Zug und
Schwyz erarbeitete Vereinbarung will dafiir eine gesetzliche Grundlage schaffen.
Einbezogen werden in Zurich das Opernhaus, die Tonhalle und das Schauspielhaus, in
Luzern das KKL, das Theater und das Sinfonieorchester. Diese Liste kann mit
Zustimmung der beteiligten Kantone abgeéndert werden. Die Kantone zahlen die
Beitrage an die Standortkantone und nicht mehr, wie bisher der Kanton Zug, an
einzelne Institute. '

Im Sommer scheiterte eine in der Schweiz einmalige interkantonale Vereinbarung fur
kulturelle Abgeltungen am Widerstand des Zuger Kantonsrats. Vorgesehen war, dass
Schwyz und Zug sich an den Defiziten der Uberregionalen Kulturzentren Zirichs
(Opernhaus, Schauspielhaus und Tonhalle) und Luzerns (Theater, Symphonieorchester
sowie Kultur- und Kongresszentrum) beteiligen. Vor sieben Jahren hatte Zug eine in den
Medien als vorbildlich gepriesene Pionierrolle gespielt, als es sich bereit erklarte,
freiwillig CHF 1 Mio. fir die Kulturhduser in Luzern und Zlrich zu zahlen. Diesen Betrag
will der Kanton weiterhin zur Verfiigung stellen, ihn aber nicht, wie in der
Vereinbarung vorgesehen, erhéhen. Im November kindigten Uri, Nidwalden und
Obwalden an, sich am Lastenausgleich zu beteiligen. ?

Fur eine jahrliche finanzielle Unterstitzung des Kulturangebotes der Kantone Zurich
und Luzern sprachen sich im Berichtsjahr die Kantone Uri, Zug und Aargau aus. Mit dem
Kanton Schwyz, welcher bereits im Vorjahr seine Teilnahme beschlossen hatte, kam
somit zum ersten Mal in der Schweiz eine interkantonale Vereinbarung zum
Kulturlastenausgleich zustande. Die vier Geberkantone werden die Kantone Zirich und
Luzern zuklnftig mit insgesamt rund 10 Mio Fr. pro Jahr unterstitzen. Der Kanton
Nidwalden, welcher die Vereinbarung nicht unterzeichnet hatte, beschloss einen
freiwilligen Beitrag von 3 Mio Fr. fir den Zeitraum 2009-2011. Im Kanton Obwalden
wurde der Beitritt zum Kulturlastenausgleich mit einem jahrlichen Beitrag von 500'000
Fr.im Februar vom Volk abgelehnt. *

Was im Umfeld der Zentralschweizer Regierungskonferenz (ZH, LU, SZ, ZG, UR) im
Vorjahr als umstrittener bildungspolitischer Entscheid des Kantons Luzern begonnen
hatte, setzte sich im Berichtsjahr mit kulturpolitischen Retaliationsmassnahmen aus
dem Kanton Schwyz fort. Auf die Aufkindigung des Konkordats tUber die Padagogische
Hochschule Zentralschweiz durch Luzern reagierte der Schwyzer Kantonsrat gegen den
Willen des Regierungsrats mit dem Ausstieg aus dem interkantonalen
Kulturlastenausgleich, an dem sich auch die Kantone Zurich, Zug, Aargau, Uri sowie
Luzern - und freiwillig Nid- und Obwalden - beteiligen. Uber den Kulturlastenausgleich
gelangen sogenannte Abgeltungszahlungen der umliegenden Kantone an bedeutende
Kulturinstitutionen Zlrichs (Opernhaus, Tonhalle, Schauspielhaus) und Luzerns (Kultur-
und Kongresszentrum, Luzerner Theater, Luzerner Sinfonieorchester). Mit der Schwyzer
Kidndigung entgehen dem Kanton Luzern rund 0,8 Mio. CHF, dem Kanton Zurich gegen
1,3 Mio. CHF. *

Im Nachgang zum Beschluss des Schwyzer Kantonsrates, die Vereinbarung zum
interkantonalen Kulturlastenausgleich kiindigen zu wollen, handelte der Regierungsrat
bei den Standortkantonen erfolgreich Rabatte fur den Kanton Schwyz aus, wie sie in
dhnlicher Form auch fur die anderen Geberkantone bestanden. Ferner beschloss er
eine betrachtliche Erhdhung der aus dem Lotteriefonds zur Verfligung gestellten Mittel
fur die innerkantonale Kulturférderung um CHF 100'000, womit diese neu CHF 800'000
betragt. Aufgrund dieser Errungenschaften sprach sich die Regierung fur den Verbleib
des Kantons im Kulturlastenausgleich aus. Diesem Antrag folgte der Kantonsrat Ende
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Mai 2013 grossmehrheitlich mit 71 zu 23 Stimmen. ®

Im Jahr 2011 wendete der Kanton Zlrich zusammen mit seinen Gemeinden und den
Beitragen aus dem Lotteriefonds mit CHF 439,5 Mio. am meisten Geld zur Finanzierung
der Kultur auf, wie die neuesten Zahlen der jahrlich vom BfS erscheinenden Statistik zu
den Kulturausgaben der Kantone und Gemeinden verdeutlicht. In Relation zur
Bevdlkerungszahl ergibt sich jedoch ein anderes Bild: Hier fihrt der Kanton Basel-Stadt
mit Pro-Kopf-Ausgaben von CHF 910 die Statistik klar an, gefolgt vom Kanton Genf mit
CHF 785. In den restlichen Kantonen Uberschreiten die Kulturausgaben pro Person die
400er-Marke nicht; das Schlusslicht Schwyz kommt auf einen Betrag von CHF 78 pro
Einwohner und Jahr. Die gewichtigen Differenzen erklért sich Philipp Bischof, Leiter der
Basler Abteilung fur Kultur, durch die Uberregionale Bedeutung der stadtischen
Kulturhauser. Schwyz hingegen setze eher auf die Finanzierung kleinerer Projekte, liess
der Kulturbeauftragte des Kantons, Franz-Xaver Risi verlauten: Fir den Besuch
grosserer Institutionen koénne die Kantonsbevdlkerung nach Luzern oder Zurich
ausweichen. Schwyz unterstltzt bedeutende Kulturinstitutionen in Zlrich und Luzern
nach wie vor finanziell. Im Vorjahr hatte sich der Kantonsrat aufgrund in der
Zwischenzeit erzielter Verhandlungsergebnisse doch dazu entschieden, die
Vereinbarung Uber die interkantonale Zusammenarbeit im Bereich Uberregionaler
Kulturreinrichtungen nicht aufzukindigen - dies entgegen seinem 2011 gefassten
Entschluss. ¢

Ende November 2018 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur
Genehmigung des Ubereinkommens iiber den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes.
Mit der Ratifikation des UNESCO-Ubereinkommens soll der Schutz des im Meer
gefundenen Unterwasser-Kulturerbes im Rahmen des Seerechtsibereinkommens,
welchem die Schweiz 2009 beigetreten ist, konkretisiert und dessen Umsetzung
geregelt werden. Auch wenn das Abkommen in erster Linie auf den Kulturguterschutz in
den Meeren abzielt, ist es flir alle Gewésser anwendbar und tragt zur erstmaligen
Schaffung von spezifischen, volkerrechtlich verbindlichen Regeln zum Umgang mit dem
Unterwasser-Kulturerbe bei, die auch ein konkretes Eingreifen im Bedrohungsfall
erlauben. Das bereits 2001 von der UNESCO geschaffene Abkommen wurde trotz
anfanglicher Zweifel zwischenzeitlich von rund 60 Landern ratifiziert und gilt als ein
wirksames Instrument im Kampf gegen die Plinderung und Ausbeutung des Kulturerbes
unter Wasser. In den Weltmeeren kénnen so rund 3 Mio. Fundstellen unter Schutz
gestellt werden, was einen beachtlichen Teil des Gesamtkulturerbes der Menschheit
ausmacht. In der Schweiz zdhlen beispielsweise die seit 2011 zum UNESCO-
Weltkulturerbe  «Préhistorische  Pfahlbauten um die Alpen» gehdérenden
Pfahlbauersiedlungen dazu.

Da die Schweiz sowohl in den institutionellen als auch rechtlichen Grundlagen der
Bundes- und Kantonsebene und den zur Verfligung stehenden
Umsetzungsinstrumenten dem Anliegen des Abkommens bereits weitestgehend
Rechnung tragt, bedarf es lediglich kleinerer Anpassungen im Kulturgttertransfer- und
Seeschifffahrtsgesetz, welche im Entwurf des Bundesbeschlusses aufgeftihrt werden.
Entsprechend waren zum Zeitpunkt der Behandlung auch keine zusatzlichen
Ressourcen zur Umsetzung des Anliegens notwendig.

Von den 46 eingegangenen Stellungnahmen in der Vernehmlassung hatte sich eine
Uberwiegende Mehrheit flr die Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Durch die
angefuhrten Ziele, Grundzlge und Inhalte des Abkommens - bis auf den Kanton Schwyz
wurden diese von samtlichen Kantonen begrisst - erhofften sich die Kantone
insbesondere im Bereich der Vermittlung und Bildung entsprechende Impulse. Die
zustimmenden Organisationen und Verbande - die SVP sowie die beiden
Wirtschaftsverbéande Centre Patronal und SGV hatten eine Ratifikation abgelehnt -
versprachen sich in erster Linie Impulse fir die nationale Kultur- und
Nachhaltigkeitspolitik. ’

Zeitgleich mit seiner Botschaft zur Genehmigung des Ubereinkommens tiber den Schutz
des Unterwasser-Kulturerbes hatte der Bundesrat im November 2018 auch seine
Botschaft zur Genehmigung des Rahmeniibereinkommens des Europarats iiber den
Wert des Kulturerbes verabschiedet. Das auch als «Konvention von Faro» bekannte
Abkommen setzt das Kulturerbe in den Fokus, welches fur die Férderung von kultureller
Vielfalt und nachhaltiger Entwicklung in der Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt eine
bedeutende Ressource darstellt. Das 2005 vom Europarat verabschiedete und zur
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Unterzeichnung und Ratifikation aufgelegte Abkommen ist am 1. Juni 2011 in Kraft
getreten und seither von 18 Staaten ratifiziert und von 5 weiteren Staaten unterzeichnet
worden. Mit dem Abkommen werden die Staaten dazu aufgefordert,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem Kulturerbe zu mehr Aufmerksamkeit
verhelfen und sowohl den Zugang dazu stérken als auch die Teilhabe daran einer
breiteren Offentlichkeit erméglichen. Konkrete Ziele fir die kulturelle Nachhaltigkeit im
Schweizer Kontext wurden erstmals im Rahmen der «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2016-2019» und mit den drei Handlungsachsen der Kulturbotschaft 2016-2020
definiert. Ausgehend von einem relativ breit gefassten Kulturbegriff inkludiert das
Abkommen sowohl materielle als auch immaterielle und digitale Erscheinungsformen
des Kulturerbes. Hinsichtlich der Umsetzung der Konvention wird den beitretenden
Staaten grundsétzlich ein grosser Handlungsspielraum gewahrt, wobei im Falle der
Schweiz auf der rechtlichen Ebene keine Anpassungen erforderlich sein werden. Der
Bundesrat sah in der Ratifikation des Abkommens eine sinnvolle Ergénzung der bereits
bestehenden Ubereinkommen des Europarates im Bereich der Kulturpolitik und einen
idealen Verweis auf die Bedeutung «zeitgemésser Ansatze wie einer partizipativen und
transparenten Gouvernanz, der Férderung von Bottom-Up-Prozessen sowie des
systematischen Einbezugs digitaler Medien».

Dass die Vorlage einen breiten Ruckhalt zu erwarten hat, hatte sich bereits in der
Vernehmlassung gezeigt: 46 der eingegangenen 51 Stellungnahmen hatten sich deutlich
fur eine Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Wie bereits beim
Ubereinkommen zum Schutz des Unterwasser-Kulturerbes hatten sich lediglich der
Kanton Schwyz, die SVP und die beiden Wirtschaftsverbande Centre Patronal und SGV
gegen die Vorlage gestellt. Ergdnzend hatte die FDP verkindet, dass sie erhebliche
Zweifel am Nutzen der Konvention hege. ®

Kirchen und religionspolitische Fragen

In einem von der Roémisch-katholischen Zentralkonferenz (RKZ) — der Vereingung der
Kantonalkirchen — in Auftrag gegebenen Gutachten kamen namhafte Juristen,
Politikwissenschafter und Theologen zum Schluss, die Einsetzung von Haas als
Weihbischof mit Nachfolgerecht sei 1988 in Verletzung vdlkerrechtlicher und
innerkirchlicher Bestimmungen erfolgt. Insbesondere seien die Konkordatsrechte des
Kantons Schwyz verletzt und gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen
worden. Sie vertraten die Ansicht, eine Reform der Bischofswahlen drange sich
zwingend auf, da sonst entsprechend umstrittene Ernennungen in den Bistimern Basel
und St. Gallen folgen kénnten.

Die katholische Bischofskonferenz, welche nach wie vor ihre Hoffnungen in eine
personliche Intervention des Papstes setzt, distanzierte sich vom Gutachten der RKZ,
welcher sie vorwarf, damit ihre Kompetenzen Uberschritten zu haben. Die Blindner
Regierung gab ihrerseits ein Gutachten in Auftrag. ’

Die eskalierenden Spannungen im Bistum Chur veranlassten den Bundesrat nach
Riucksprache mit den betroffenen Kantonsregierungen gegen Ende Jahr erstmals, in
dieser Angelegenheit offiziell in Rom vorstellig zu werden. Der Sonderbotschafter
beim Vatikan Ubermittelte dem Papst eine Botschaft, in welcher die Landesregierung
der Sorge der sieben Bistumskantone (Graubiinden, Glarus, Zirich, Uri, Schwyz, Ob-
und Nidwalden) Ausdruck verlieh. Der Bundesrat bezog in der Intervention selber aber
keine Stellung, da er die Affare Haas nach wie vor als innerkirchliche Angelegenheit
betrachtet.

Im Sommer dieses Jahres fand die Flichtlingsdebatte ihren Einzug auch offiziell in
Institutionen, welche sich ausserhalb des tagespolitischen Geschehens bewegen - die
Landeskirchen. Diverse Kantone schienen mit ihren bis dahin gangigen
Unterbringungsmoglichkeiten wie Zivilschutzanlagen oder Pfadiheimen an ihre
Kapazitatsgrenzen gestossen zu sein, weshalb sie sich entschieden, ein Gesuch an
"héherer Stelle" einzureichen. Im Kanton Bern beispielsweise wurde nach einer
Behdrdenanfrage eine Anzeige in den Pfarreiblattern geschaltet, in welcher man sich
bei den Mitgliedern nach freiem Wohnraum fur Flichtlinge erkundete. Aber auch in den
Kantonen Zug, Schwyz oder Luzern hoffte man auf die Hilfe kirchlicher Institutionen.
Oft stiess man aber wider Erwarten auf verschlossene Pforten. Die Argumente fur die
ablehnende Haltung ausserten sich dabei oft in &hnlicher Weise: Es sei nicht genug
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Platz vorhanden, um zusatzlich Leute unterzubringen und zudem ware die
Nutzbarmachung des vorhandenen Platzes oft mit zusatzlichen Umbaumassnahmen
verbunden. Des Weiteren beflrchte man teilweise grosse Einschnitte im Alltag der
bisherigen Bewohner - Stérung der klerikalen Gepflogenheiten oder Einschrankung der
Privatsphare als Beispiele -, zumal man den Asylsuchenden keine besondere
Unterhaltung bieten kdnne und diese folglich mit Nichtstun beschaftigt wéaren. Diese
Haltung rief aber auch Kritiker auf den Plan: Viele Gotteshauser schienen in der Frage
der Néchstenliebe ihre Grenze beim traditionellen Engagement in der Form von
Betreuungsprogrammen wie Deutschkursen oder Rechtsberatungen zu ziehen. Die
Kritik richtete sich an dieser Stelle aber primar an die Kirchenoberen; die Kirchenbasis
setze sich bereits fur die Menschen in Not ein. So setzte beispielsweise Matthias Hui
(Co-Redaktor der Zeitschrift "Neue Wege") gemeinsam mit anderen Mitgliedern aus
seinem Netzwerk "Kirche? NordSudUntenLinks" eine "Migrationscharta" auf, welche
Kirchen konkret aufforderte, schéarferen Protest gegen die heutige Migrationspolitik zu
aussern und sich mehr in die Debatte einzubringen. Walter Mdller, Sprecher der
Bischofskonferenz, wollte diesbezlglich keinen Kommentar abgeben, liess es sich aber
nicht nehmen zu betonen, dass die Tagespolitik kein Einmischungsfeld der Kirche
darstelle.

Der Bischof des Bistums Basel, Felix Gmur, schien diesbezlglich aber eine génzlich
andere Meinung zu vertreten: Uber Monate wurde er nicht mide, Kritik an der
Asyldebatte in der Schweiz zu Uben und die Engstirnigkeit mancher Politiker
anzuprangern. Die Grenzen flr Asylsuchende zu schliessen sei "vollig daneben" und
bringe im Endeffekt niemandem etwas; die westlichen Lander mussten sich ihrer
Verantwortung stellen. Auf diese Aussagen Gmurs folgte wiederum Kritik aus den
Reihen der politischen Elite - Uberraschenderweise ausgerechnet von Seiten des CVP-
Prasidenten Christophe Darbellay. Seiner Auslegung nach kénne die Kirche nicht nur
Offenheit predigen, sondern musse ihren Worten auch Taten folgen lassen. Bischof
Gmur liess sich diesbezlglich nicht zweimal bitten: Er setzte ein Zeichen, indem er
Anfangs August 2015 anklndigte, dass das Bistum prifen lassen wolle, ob die
Wohneinheiten des Schlosses Steinbrugg in Solothurn flr diesen Zweck geeignet seien.
Im September konnte er sodann auch, nach einem Behdérdentreffen zwecks Kléarung
organisatorischer Fragen, einen positiven Bescheid verkinden; es sollen
Wohneinheiten flr bis zu zwdlf Personen geschaffen werden, welche nach
Umbauarbeiten - Ruckbau von Buroraumlichkeiten - voraussichtlich ab Ende Oktober
2015 bezugsbereit sein konnten. ™

In der ersten Woche der Sommersession 2018 wurde die Motion Quadri (lega, TI) auch
vom Standerat behandelt. Robert Cramer (gp, GE) wies in seiner Funktion als
Kommissionssprecher den Rat darauf hin, dass ein Kommissionsmitglied seit der
Veroffentlichung des  Kommissionsberichtes im  April  offensichtlich  eine
Positionsanderung vollzogen habe. Wéhrend sich die RK-SR in ihrem Bericht noch mit
10 zu O Stimmen bei einer Enthaltung geschlossen fur die Ablehnung der Motion
ausgesprochen hatte, beantragte nun Standerat Minder (parteilos, SH) - er hatte sich
zuvor noch der Stimme enthalten - mittels eines Einzelantrags die Annahme derselben.
Als Antrieb des Meinungswechsels fihrte Minder die jingst erteilte Baubewilligung zum
Bau der Aksa-Moschee in seinem Heimatkanton Schaffhausen an, welche von ihm selbst
auch als neustes «Sorgenkind» im Rahmen dieses Vorstosses betitelt wurde. Die
Kantonsbevdlkerung habe ob diesem Grossprojekt grosse Bedenken und es herrsche
eine weitlaufige Aufregung, nicht nur aufgrund der Bedenken hinsichtlich einer
zunehmenden Islamisierung, sondern auch weil sich vermehrt die Frage nach der
Finanzierung des Projektes aufdrange - folglich die gleiche Frage, wie sie von der
angeflhrten Motion aufgegriffen werde. Die Diskrepanz zwischen den von der
Bauherrschaft angegebenen und von externen Bauexperten geschétzten Kosten sei
dermassen frappant, dass sich der Vorstand des Turkisch-Islamischen Vereins genotigt
gesehen habe, einen 6ffentlichen Informationsanlass zu veranstalten, um der sowohl
medial als auch in der Bevolkerung geschurten Debatte Einhalt zu gebieten. Laut Minder
seien Grossmoscheen in der Schweiz definitiv ein heikles Thema, nicht zuletzt auch seit
der Schliessung der An-Nur-Moschee in Winterthur. Zudem zeige der Umstand, dass
die Motion von einem Tessiner Volksvertreter eingereicht wurde, dass sich das Problem
mittlerweile auf mehrere Kantone ausgeweitet habe. Wenn man die Bedenken der
Bevdlkerung nicht ernst nehme, sei es lediglich noch eine Frage der Zeit, bis diese eine
entsprechende Volksinitiative lancieren werde. Diese wirde dann entweder
Grossmoscheen génzlich verbieten oder die Forderung der vorliegenden Motion eines
Verbots der Auslandsfinanzierung islamischer Gebetsstatten in der Schweiz sowie
einer Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel aufgreifen. Daher bat
Minder den Standerat, es dem Nationalrat gleichzutun und die Motion anzunehmen.
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Der Stéanderat kam dieser Bitte aber nicht nach und lehnte den Vorstoss mit 29 zu 7
Stimmen bei 4 Enthaltungen ab. Offensichtlich hatten die abschliessenden Worte von
Bundesratin Sommaruga zu diesem Thema eine grossere Uberzeugungskraft als jene von
Standerat Minder. Mit dem Verweis, dass sie mit dem genannten Projekt in
Schaffhausen nicht vertraut sei und entsprechend keine Stellung dazu nehmen kénne,
bat sie Stdnderat Minder, dennoch eine klare Trennlinie zwischen dem Bau einer
Moschee und den Uberlegungen zur Verhinderung von Terrorismusfinanzierung zu
ziehen. Wenn jeder Moscheebau mit dem Generalverdacht der Terrorismusfinanzierung
einhergehe, sei dies weder ein Dienst an den hiesigen Behdérden, die sich effektiv mit
dieser Problematik auseinandersetzten, noch ermdgliche dies der muslimischen
Gemeinschaft, ihre Gebetskultur in der Schweiz zu pflegen. Mit dem Nationalen
Aktionsplan zur Verhinderung und Bekdmpfung von Radikalisierung und gewalttatigem
Extremismus seien genau solche Fragen mit Nachdruck diskutiert worden und man
habe sich Uber die verschiedenen Staatsebenen auf 26 Massnahmen mit
entsprechenden  Zustandigkeiten  geeinigt, deren  Umsetzung nun  vom
Sicherheitsverbund Schweiz in Angriff genommen werde. Die Bundesratin erlauterte
dem Plenum, dass sie am Vorabend der Debatte an einer Diplomubergabe im Rahmen
einer Weiterbildung flr religidse Betreuungspersonen an der Universitat Bern
teilgenommen habe und dort auf einen regen Austausch zwischen verschiedenen
Religionsgruppen gestossen sei. Dies zeige ihr auf, wie man religiose Betreuung in
gewlnschter Weise sicherstellen kdnne: interreligios und in gegenseitigem Respekt vor
den unterschiedlichen Religionen. Es gelte folglich, solche Bestrebungen zu
unterstitzen; und nicht etwa eine Motion, die einfach generell etwas sage und damit
ganze Religionsgemeinschaften unter Generalverdacht stelle. ™

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit vierjahriger Verspatung und einem Volksfest in Anwesenheit von Bundesratin
Dreifuss wurde anfangs Juni in Schwyz das "Forum der Schweizer Geschichte" als
weitere Aussenstelle des Landesmuseums dem Publikum Ubergeben. Das jlngste
nationale Museum will die Schweizer Geschichte der Jahre 1300 bis 1800 nicht als
Heldengalerie darstellen, sondern auf moderne Art das Alltagsleben der alten
Eidgenossen veranschaulichen. *

Sprachen

Im Juli 2016 schickte der Bundesrat eine Anderung des Sprachengesetzes in die
Vernehmlassung. Damit sollte die Harmonisierung des Fremdsprachenunterrichts in der
obligatorischen Schule von Bundesseite verstarkt werden, womit der Bund jedoch in ein
Hoheitsgebiet der Kantone eingreifen wollte. Der Bundesrat holte weit aus, um diesen
Eingriff zu rechtfertigen. Mit der Volksabstimmung 2006 wurde die Bundesverfassung
so geandert, dass zentrale Eckwerte des obligatorischen Schulwesens interkantonal
harmonisiert werden. Unter die verfassungsrechtliche Bestimmung der Harmonisierung
fallt auch der Sprachenunterricht. Die Kantone kamen dem Verfassungsauftrag mit dem
HarmoS-Konkordat nach, das unter anderem regelt, dass die erste Fremdsprache
spatestens ab dem 3. Schuljahr und eine zweite Fremdsprache spatestens ab dem 5.
Schuljahr (,Modell 3/5% unterrichtet werden muss. Dieses Modell erfillten 2016 23
Kantone, obwohl nur 15 dem HarmoS-Konkordat beigetreten sind. Einzig die Kantone
Aargau, Uri und Appenzell-Innerhoden kamen dieser Vorgabe nicht nach, sie sind dem
HarmoS-Konkordat allerdings auch nicht beigetreten. Der Bundesrat respektiere die
erreichten Harmonisierungsfortschritte der Kantone, nehme aber zugleich zur
Kenntnis, dass es in diversen Kantonen Vorstdsse gebe, die ,den Unterricht in einer
zweiten Landessprache in der Primarschule ab dem Schuljahr 2017/18 in Frage stellen®,
hiess es in der Vernehmlassungsvorlage. Solche Vorstdsse gebe es in den Kantonen
Basel-Landschaft, Glarus, Graubunden, Luzern, St. Gallen, Thurgau und Zurich und sie
wilrden tendenziell die bereits erreichte Harmonisierung gefahrden, so die Beurteilung
des Bundesrates. Vor diesem Hintergrund sah der Bundesrat den Bund in der Pflicht,
sprachenpolitisch einzugreifen. Er schickte drei Varianten in die Vernehmlassung.
Variante 1 wirde das Sprachengesetz so abandern, dass der Unterricht einer zweiten
Landessprache spatestens zwei Jahre vor Ende der Primarschule (also ab dem 5.
Primarschuljahr) beginnen muss (gleicher Wortlaut wie die parlamentarische Initiative
14.459). Variante 2 wirde das Modell 3/5 des HarmoS-Konkordats im Gesetz verankern.
Die dritte Variante stellte die sanfteste Intervention dar und wurde vom Bundesrat
bevorzugt: Hier wird den Kantonen vorgeschrieben, dass der Unterricht in der zweiten
Landessprache in der Primarschule beginnen und bis zum Ende der obligatorischen
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Schulzeit andauern soll. Die Medien sprachen indes von einer ,Drohkulisse®, die
Innenminister Berset mit dem neuen Gesetz aufbauen wolle, um die einzelnen
kantonalen Vorlagen in die vom Bundesrat gewlnschte Richtung zu lenken. Bereits im
Juni 2016 stellte die EDK in einem Brief an Bundesrat Berset klar, dass sie vor dem
Hintergrund, dass Uber 20 Kantone das Modell 3/5 umgesetzt hétten, eine Intervention
des Bundes fur unverhéltnisméassig halte. Die kantonalen Erziehungsdirektoren
beurteilten das Vorgehen des Bundesrates auch als wenig opportun: Eine allféllige
Volksabstimmung Uber dieses Gesetz koénnte zu einer ,nationalen Zerreissprobe™
werden, monierten sie.

Rund fliinf Monate spéater krebste der Bundesrat zurlick. Er gab im Dezember 2016 nach
Beurteilung der Vernehmlassungsantworten bekannt, dass er seine Bestrebung, das
Sprachengesetz zu andern, vorerst auf Eis legen werde. Die grosse Mehrheit der
Kantone und ein Teil der Parteien hatten im Vernehmlassungsverfahren geantwortet,
dass sie eine Intervention des Bundes flur ,verfriht, unverhéltnisméssig und politisch
nicht opportun™ hielten. Der Bundesrat kam zum Schluss, dass damit die
Voraussetzungen flur eine Regelung auf Bundesebene nicht gegeben seien. Berset
verwies wahrend der Pressekonferenz auch auf positive Entwicklungen in den Kantonen
im Verlaufe des Herbstes 2016. Im Kanton Thurgau etwa beschloss die Kantonsregierung
im September, dass das Parlament erneut Uber eine Vorlage abstimmen muss, die es
eigentlich im April 2016 bereits in die Vernehmlassung geschickt hatte und mit welcher
der Franzésischunterricht von der Primarschule in die Sekundarschule verschoben
werden sollte. Zudem gab es im Herbst Abstimmungen in den Kantonen Schaffhausen,
St. Gallen und Thurgau, deren Ausgang als Bekenntnis dieser Kantone zum Lehrplan 21
und zum HarmoS-Konkordat gewertet wurden. Der Bundesrat behielt sich aber vor, die
Voraussetzungen fur eine Intervention des Bundes neu zu prufen, sollte ein Kanton
entscheidend von der harmonisierten Lésung in der Sprachenfrage abweichen, etwa
durch den Beschluss, eine zweite Landessprache nicht ab der Primarstufe oder nicht
durchgehend bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit zu unterrichten. Damit blickte
Berset in erster Linie auf das Jahr 2017, denn auch in diesem Jahr wird das
Frihfranzosisch in einigen Kantonen direkt oder indirekt zur Abstimmung kommen. In
diesem Sinne blieb .eine reduzierte Drohkulisse™ (NZZ) des Bundes bestehen. Die EDK
zeigte sich erfreut Uber den Entscheid des Bundesrates, die Plane einer Revision des
Sprachengesetzes vorerst wieder in der Schublade zu versorgen.

1) NZZ, 4.6.04

2) Presse vom 8.7.05; NLZ, 22.11.05

3)NZZ,10.2.,9.3.,23.5.und 18.6.09; NLZ, 7.3., 12.3., 25.3., 18.6. und 1.10.09; AZ, 21.3.09.

4) Beschluss Nr. 547/2011 (Schwyz); Protokoll Kantonsrat Schwyz vom 14.9.11: BU, 10.6.11; NZZ, 14.9.11; NLZ, 15.-17.9.11.
5) Bericht des Regierungsrates vom 5.2.03 (Nr. 131/2013); Beschluss des Kantonsrates vom 29.5.03

6) BfS - Kulturfinanzierung durch die 6ffentliche Hand; Lit. Valar; TA, 19.4.14

7) BBI 2019, S. 467 ff.; BBI 2019, S. 499 ff.; Vernehmlassungsbericht des BAK vom 30.7.18

8) BBI 2019, S. 67 ff.; BBI 2019, S. 91 ff.; Vernehmlassungsbericht des BAK vom 30.7.18

9) Presse vom 26.11. und 4.12.92; BUZ, 12.9.92.; Riklin et al. (1992): Bischofswahlen in der Schweiz, Expertenbericht im Auftrag
der Rémisch-Katholischen Zentralkonferenz der Schweiz.

10) Presse vom 19.11., 3.12. und 5.12.92.

1) NZZ, 27.7.15; SoZ, 23.8.15; NZZ, 25.8.15; AZ, TA, 27.8.15; SoZ, 6.9.15; NZZ, SZ, 9.9.15

12) AB SR, 2018, S. 309 ff.; BaZ, CdT, 30.5.18

13) Bund, 13.2.95; NZZ, 8.6.95; LZ, 9.6.95; NQ, 12.6.95; WoZ, 23.6.95; TA, 1.7.95; CdT, 7.8.95.; Presse vom 4.2., 7.6. und
1
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4) Brief der EDK an Bundesrat Berset, 23.6.16; Ergebnisbericht EDI, 16.12.16; Medienmitteilung EDI, 16.12.16;
Vernehmlassungsvorlage, Anderung des Sprachengesetzes, 6.11.16; AZ, Blick, NZZ, SGT, TA, 7.7.16; SGT, 8.7.16; BaZ, TA, 9.7.16;
NZZ,11.7.16; LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, 17.12.16
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